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Es muß zugegeben werden, daß ein allgemeines ausdrückliches 
Verbot der thierärztlichen Kurpfuſcherei nicht beſteht, aber aus dem § 21 
der Inſtruction ſür die Landesthierärzte vom Jahre 1819, aus ver⸗ 
ſchiedenen geſetzlichen Beſtimmungen, welche die Befugniſſe der einzelnen 
Kategorien des Veterinärperſonales regeln, muß auch gefolgert werden, 
daß es eine ſtrafbare thierärztliche Kurpfuſcherei geben kann. Wäre dies 
nicht die herrſchende Anſicht, ſo könnten auch die Verfügungen keine 
Erklärung finden, wornach den an der Budapeſter königl. ungar: veierinär- 
ärztlichen Lehranſtalt diplomirten Thierärzten ausdrücklich die ungeſtörte 
Ausübung ihrer Praxis auf öſterreichiſchem Gebiete geſtattet und den 
Kurſchmieden neueren Syſtems von der Landesſtelle die Conceſſion zur 
pferdeärztlichen Praxis im Civile von Fall zu Fall über ihr Einſchreiten 
ertheilt wird. 

Viel ſchwieriger iſt die Frage zu beantworten, wie ſich bei dem 
zugegebenen Mangel einer genügenden Anzahl qualificirter Thierärzte 
die politiſche Behörde in den einzelnen Fällen zu verhalten habe, welche 
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Inhalt. 
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Anhaltspunkte ſich ihr zur Beurtheilung bieten, wann fie, ohne den 


Ueber thierärztliche Kurpfuſcherei. Von Ferdinand Kirchlehner, 
k. k. Statthaltereirath. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Wenn ſich bei Geſuchen um Verleihung von Waſſerbenützungsrechten Bedenken 
darüber ergeben, ob nicht etwa die neue Anlage ſpäteren nützlicheren Pro⸗ 
jeeten vorgreife, ſo erſcheint dies Bedenken als ein ſolches, welches dem 
Waſſerbenützungswerber um ſeine Erklärung mitzutheilen iſt. 


Zur Ausweiſung aus der Gemeinde. (Art. III des Geſetzes vom 5. März 1862, 
R. G. B. Nr. 18.) 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Schein einer polizeilichen Willkür auf ſich zu laden, energiſch gegen 
das gemeinſchädliche Treiben notoriſcher Kurpfuſcher einſchreiten, wann 
ſie die Inanſpruchnahme von bei der Bevölkerung beliebter mitunter 
auch ohne wiſſenſchaftlicher Bildung ganz tüchtiger Empiriker toleriren 
ſoll. Auch hier wird ſich wie bei mancher anderen Behandlung nicht 
fertiger Zuſtände der richtige Tact in der politiſchen Adminiſtration 
bewähren müſſen, um einerſeits den berechtigten Anforderungen der 
Bevölkerung durch ſtarres Feſthalten an einer Verordnung nicht ohne 
Nothwendigkeit entgegenzutreten, andererſei's die wohlerworbenen Rechte 
Dritter und mit ihnen die öffentlichen Rückſichten zu ſchützen. Der 
Inhalt des früher erwähnten beanſtändeten Zeugniſſes, „daß der 
abſolv. Zögling der Grazer Lehranſtalt in Ermangelung eines 
Thierarztes und unbeſchadet der Rechte desſelben zur 
Behandlung kranker Thiere befähigt erklärt wurde,“ rechnet mit den 
thatſächlichen Verhältniſſen. 

Zur Erörterung der nächſten. Frage übergehend, jo wird, wie 
ſchon erwähnt, von einer Seite die Anſicht geltend gemacht, der Eigen⸗ 
thümer des Thieres könne mit ſeiner Waare frei verſügen, — die 
58 1299 und 1300 des a. b. G. B. gewähren genügenden Schutz, 
indem derjenige, der ſich bei der Uebernahme eines Geſchäftes oder bei 
Ertheilung eines Rathes die erforderlichen nicht gewöhnlichen Keunt⸗ 


leber thierärztliche Kurpfuſcherei. 
Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 
(Schluß.) 


Wenn wir nun aus dem bisher Mitgetheilten Schlußfolgerungen zie⸗ 
hen und etwaige Nutzanwendungen gewinnen wollen, ſo müſſen wir wohl 
unterſcheiden und vorerſt unterſuchen, wie iſt der Stand der gegen⸗ 
wärtigen Geſetzgebung, wie ſtellt man ſich dieſelbe unter den denkbar 
günſtigſten factiſchen Verhältniſſen vor und was ſoll man bei den 
e oder für die Zukunft in Ausſicht ſtehenden Zuſtänden an⸗ 
treben. 

Wenden wir uns der erſten Frage zu, fo muß zugegeben werden, 
daß der Wortlaut des Eingangs bezogenen Miniſterialerlaſſes vom 
12. Jänner 1878, 3. 1597, diejenigen in ihrer Anſicht beſtärken 
konnte, die überhaupt der Natur der Sache nach von einer geſetzlichen 
Beſchränkung der Ausübung der Thierheilkunde abſehen, aber auch nur 
in ſtyliſtiſcher Beziehung. Wenn dem „indirecten Schutze“ ſtatt „wenigſtens“ 
das Wörtchen „auch“ vorgeſtellt worden wäre, ſo könnte von einem 
Widerſpruche in den verſchiedenen miniſteriellen Emanationen unbedingt 
keine Rede ſein. Eine Nothwendigkeit lag nicht vor, dieſem Erlaſſe die | niffe zutraut, den Mangel derſelben vertreten müſſe — für ſolche Fälle, 
fragliche Auslegung zu geben. Dagegen hat das Miniſterium in der wo durch eine Thierkrankheit Andere als der Eigenthümer des Thieres 
unzweideutigſten Weiſe im Erlaſſe vom 20. Februar 1868, 3. 1763, zu Schaden kommen könnten, ſei durch die Seuchenvorſchriften und 
ausgeſprochen, daß Niemanden als den diplomirten Thierärzten und die 8s 400 und 401 des allgem. Strafgeſetzes genügend vorgeſorgt. 
Kurſchmieden das Recht zur Ausübung der thierärztlichen Praxis ver⸗ — Dieſe Anſchauung können wir nun und nimmer vertreten. 
liehen werden darf, daß dieſe Veterinäre in ihren wohlerworbenen Hätten wir in Oeſterreich eine genügende Anzahl tüchtig und 
Rechten zu ſchützen ſind, und daß die Kurpfuſcherei hintanzuhalten iſt, einheitlich gebildeter qualificirter Thierärzte zur Verfügung, ſo müßte, 
und hat in dem obigen Falle aus der Praxis die Anſchauung vertreten, wenn auch nicht die Ausdehnung des $ 343 des allg. Strafgeſetzes 
wornach im gegebenen Falle das Verbot der unbefugten Ausübung der auf die unbefugte Ausübung der Thierheilkunde als Gewerbe, To doch 
Thierheilkunde ausgeſprochen werden kann. das allgemeine im politiſchen Wege zu erlaſſende Verbot der Kur⸗ 


pfuſcherei empfohlen werden.“) Findet man die volkswirthſchaftlichen 
und militäriſchen Rückſichten ſo beachtenswerth, um z. B. das Huf⸗ 
ſchmiedgewerbe unter die conceſſionirten Gewerbe einzureihen, in wie viel 
höherem Grade kommen dieſe Rückſichten zur Geltung, wenn es ſich um 
das Aufblühen der verſchiedenen Zweige der Viehzucht, um die national⸗ 
ökonomiſche Bereicherung des Staates handelt. Es wird behauptet, der 
wiſſenſchaftlich gebildete Arzt ſei in ſeiner Werthſchätzung von der 
Wohlhabenheit und von dem allgemeinen Bildungsgrade der Bevölkerung 
abhängig, welcher er ſeine Dienſte zu leiſten hat. In dieſer Hinſicht 
ſind daher und zwar beſonders in den Gebirgsländern der Aberglaube 
und die Quackſalberei die größten und dauerndſten Feinde einer ziel- 
bewußten Krankenpflege. 

Dieſe Hemmniſſe aber hat vorerſt der gebildete Veterinär zu 
beſeitigen und muß dabei durch ſtaatliche Einrichtungen und geſetzliche 
Beſtimmungen geſchützt werden. Der wichtigſte Einfluß, den der Veterinär 
zu nehmen hat, iſt wohl die Belehrung der Bevölkerung über Viehzucht 
und über eine rationelle Wartung und Pflege der Thiere. Gerade in 
dieſen Beſſerungen liegen die kräſtigſten Mittel, den Erkrankungen über⸗ 
haupt und namentlich den ſeuchenartigen Erkrankungen vorzubeugen. In 
den diätetiſchen Verhältniſſen der Viehhaltung liegen Millionen von 
Werthen verborgen, welche nur durch ein geordnetes Veterinärweſen 
gehoben werden können. Dieſen Einfluß gebildeter Thierärzte durch die 
Beſeitigung der Kurpfuſcher anfänglich ſelbſt gegen den Willen der 
Bevölkerung zu ſichern, iſt die Aufgabe der Geſetzgebung; und das Mittel 
wäre die Erlaſſung und ſtrenge Durchführung eines allgemeinen Verbotes 
der unbefugten Ausübung der Thierheilkunde. 

Der Zeitpunkt aber, in welchem ein ſolches Geſetz im praktiſchen 
Leben zur Wahrheit würde, ſcheint leider in eine ferne Zukunft hinaus⸗ 
gerückt. Die jetzigen Zuſtände geſtatten die ſtrenge Durchführung eines 
ſolchen allgemeinen Verbotes nicht. Dies führt uns wieder zu dem 
bereits erwähnten Mangel qualificirter Thierärzte. In den im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern werden nur an dem Thier⸗ 
arznei⸗Inſtitute in Wien diplomirte Thierärzte herangebildet und zwar 
beträgt nach einer uns vorliegenden Ueberſicht die Zahl der ſeit dem 
Jahre 1850 bis 1877 mit einem Diplome betheilten Thierärzte vom 
Civile 447, vom Militär 314, zuſammen 761, die Zahl der vom 
Jahre 1873 (dem Zeitpunkte der Reorganiſirung des Inſtitutes) bis 
Ende 1858, (von wo Kurſchmiede nicht mehr gebildet wurden), abſol⸗ 
virten Kurſchmiede vom Militär 1244, vom Civile 1283, zuſammen 
2527, die Zahl der ſeit 1862 bis 1877 abſolvirten Militärkur⸗ 
ſchmiede 634. 


In Steiermark, in welchem Kronlande nach einer zuverläſſigen 
Quelle relativ ſehr günſtige Verhältniſſe hinſichtlich des Veterinär⸗ 
perſonales obwalten, ſind 30 Thierärzte und 42 Kurſchmiede, zuſammen 
72 Veterinäre anſäſſig, von welchen aber nicht Alle die Praxis aus⸗ 
üben. Dieſe Ziffern ſprechen deutlich, und eben ſo naheliegend iſt die 
Nothwendigkeit, dieſem Uebelſtande durch die einheitliche Heranbildung 
einer größeren Anzahl qualificirter Thierärzte zu begegnen, was 
ſelbſtverſtändlich durch die Errichtung thierärztlicher Bildungsanſtalten 
in einzelnen Kronländern zu erreichen iſt. Die Landesvertretung von 
Steiermark hat z. B. ſchon wiederholt nachgewieſen, daß die landſchaft⸗ 
liche Hufbeſchlags⸗, Lehr⸗ und Thierheilanſtalt in ihrem dermaligen 
Organismus irgend einen Erfolg nicht zu erzielen vermöge, daß ihre 
Umſtaltung in eine Thierarzneiſchule mit Rückſicht auf die große 
Bedeutung der Viehzucht in den Alpenländern nothwendig ſei, und daß 
die Anſtellung einer größeren Anzahl von Thierärzten zur Handhabung 
der Geſundheitspflege der Hausthiere nicht länger verſchoben werden 
ſolle. Der ſteiermärkiſche Landtag hat in der letzten Seſſion ſeinen 
Landesausſchuß beauftragt, für den Tall, als die mit dem Staate einge⸗ 
leiteten Verhandlungen wegen Errichtung einer vollſtändigen Thierarznei⸗ 
ſchule nicht zum gewünſchten Reſultate führen ſollten, die Lehranſtalt 
aufzulöſen. Andere Staaten bilden Thierärzte nur nach einem einheit⸗ 
lichen Syſteme heran; auch die öſterreichiſche Staatsverwaltung hat mit 
der Organiſirung des Veterinärweſens im J. 1857 ſich zu dieſer 
Anſicht bekannt, mußte dieſelbe aber im Jahre 1862 wieder fallen 
laſſen, weil die Militärverwaltung der Kurſchmiede nicht entbehren 


f ) Wer ſich in Baiern als Thierarzt niederlaſſen will, hat von der Wahl 
ſeines Wohnortes unter Nachweiſung feiner Approbation vor Beginn feiner Praxis 
der Behörde Anzeige zu erſtatten. Thierärzte bedürfen einer Approbation, welche 
auf Grund eines Nachweiſes der Befähigung ertheilt wird. 
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konnte und weil die Beſchränkung des Unterrichtes auf die Reſidenz 
dem Studium der Thierheilkunde in der Natur der Sache gelegene 
Schranken ſetzte. Uebrigens iſt die Errichtung von ſolchen Anſtalten 
in den Provinzen für ſich allein nicht hinreichend; genügendes thier⸗ 
ärztliches Perſonale wird nur gewonnen werden, wenn demſelben eine 
beſſere materielle Exiſtenz durch eine indirecte Unterſtützung, wie durch 
Zuweiſung und Regelung gewiſſer öffentlicher Dienſtleiſtungen geſchaffen 
wird. Die in dieſer Beziehung in Baiern, in der Schweiz u. ſ. f. 
beſtehenden Einrichtungen und die dort gemachten Erfahrungen könnten 
bei der Regelung der einſchlägigen öſterreichiſchen Verhältniſſe wohl 
benützt werden. 

In Baiern findet man z. B. in jedem Dorfe einen qualificirten 
Thierarzt und wendet man ſich dort mit Vorliebe dieſem Berufszweige 
zu, wodurch der thierärztlichen Kurpfuſcherei auf die wirkſamſte Weiſe 
der Boden entzogen wird. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wenn ſich bei Geſuchen um Verleihung von Waſſerbenützungs⸗ 

rechten Bedenken darüber ergeben, ob nicht etwa die neue Anlage 

ſpäteren nützlicheren Projecten vorgreife, ſo erſcheint dies Be⸗ 

denken als ein ſolches, welches dem Waſſerbenützungswerber um 
feine Erklärung mitzutheilen iſt. 

Dem Beſitzer des Blümelhofes zu Kleinmünchen Dr. Candidus Kl. 
wurde von der Bezirkshauptmannſchaft Linz die nachgeſuchte Einſetzung 
eines Schlepprades in den Kleinmünchener Werkbach bewilligt. In Folge 
des gegen dieſe Bewilligung ſeitens der Actiengeſellſchaft der Klein⸗ 
münchener Baumwollſpinnerei und mechaniſchen Weberei eingebrachten 
Recurſes wurde von der oberöſterreichiſchen Statthalterei die erſte Ver⸗ 
fügung behoben und dem Dr. Kl. die Einſetzung des Schlepprades 
verweigert. Dawider ergriff Dr. Kl. den Recurs. Indeſſen das Acker⸗ 
bauminiſterium fand im Hinblicke auf die Beſtimmung des 8 93 ad a 
des W. R. G. für Oberöſterreich unter Beſtätigung der angefochtenen 
Statthalterei⸗Entſcheidung keine Folge zu geben, weil der in der Strecke 
des Kleinmünchner Werkbaches zwiſchen den beiden der Kleinmünchner 
Baumwollſpinnerei⸗Actiengeſellſchaft gehörigen Triebwerken vorhandene 
geringe Gefällsüberſchuß zur Anlage eines neuen Triebwerkes nicht 
wohl geeignet ſei und durch Verleihung nutzloſer und vom Conceſſions⸗ 
werber ſelbſt rückſichtlich des Zweckes nicht genau präcijirter Waſſer⸗ 
benützungsrechte an öffentlichen Gewäſſern ſpäteren auf die Benützung 
des noch vorhandenen Gefälls baſirten nützlicheren Projecten nicht vor- 
gegriffen werden ſolle. 

Nunmehr wandte ſich Dr. Kl. mit einer Beſchwerde an den k. k. 
Verwaltungsgerichtshof. 

Letzterer, ohne vorgängig eine mündliche (und öffentliche) 
contradictoriſche Verhandlung abzuhalten, hat am 21. October 1878, 
Z. 1614, erkannt: 

Die angefochtene Entſcheidung wird wegen mangelhaſten Verfah⸗ 
rens nach § 6 des Geſetzes vom 22. October 1875 aufgehoben. 

Entſcheidungsgründe: 

Hinſichtlich der Beſchwerde des Dr. Candidus Kl. gegen die 
Entſcheidung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 23. December 1877, 
3. 13.340, womit ihm die Einſetzung eines Schlepprades in den 
Kleinmünchner Werkbach verweigert wurde, hat das k. k. Ackerbau⸗ 
miniſterium in der Gegenſchriſt zunächſt die Einwendung der Incompe⸗ 
tenz des Verwaltungsgerichtshoſes auf Grund des § 3 lit. e des Ge⸗ 
ſetzes vom 22. October 1875 erhoben, weil hier die neue von Dr. Kl. 
projectirte Unternehmung mit der ſchon beſtehenden und ihre Erweite⸗ 
rung anſtrebenden Kleinmünchner Baumwollſpinnerei in Widerſpruch 
trete, in einem ſolchen Falle der 8 93 des oberöſterreichiſchen 
Waſſergeſetzes vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Zl. 32, anzuwenden, 
es aber dem Ermeſſen der politiſchen Behörden anheimgegeben ſei, zu 
erwägen und zu beurtheilen, in wie weit die Verleihung eines an einem 
öffentlichen Gewäſſer vorhandenen Gefälles für ein neues induſtrielles 
Unternehmen ohne Gefährdung der rechtmäßigen Anſprüche in Bezug 
auf ſchon beſtehende Anlagen oder anderer öffentlicher Intereſſen thun⸗ 
lich erſcheine. Dieſe Einwendung iſt jedoch nicht ſtichhältig, denn es iſt 
aus der Motivirung der angefochtenen Entſcheidung zu erſehen, daß das 
k. k. Miniſterium ſelbſt nicht von der Annahme jenes Thatbeſtandes 


ausging, für welchen der $ 93 lit. a W. G. eine Beſtimmung trifft. 
Denn das angeſprochene Waſſerbenützungsrecht wird ausdrücklich des⸗ 
halb verfagt, um nicht durch Gewährung desſelben ſpäteren nütz⸗ 
licheren Projecten, welche nicht näher bezeichnet find, vorzugreifen, 
nicht aber aus dem Grunde, weil die neue Unternehmung mit ſchon 
beſtehenden Anlagen in Widerſtreit tritt und ſich ohne Beeinträchti⸗ 
gung der rechtmäßigen Anſprüche in Bezug auf die letzteren nicht 
befriedigen läßt. Aber auch in dem Falle, als der im $ 93 lit. a in's 
Auge gefaßte Thatbeſtand wirklich vorhanden wäre, würde doch die 
Entſcheidung, ob und in welcher Weiſe die neue Unternehmung zu 
bewilligen ſei, einerſeits durch die vorausgängige Conſtatirung der 
rechtmäßigen Anſprüche in Bezug auf die beſtehenden Anlagen gemäß 
§ 93 lit. a und anderſeits durch einen Sachverſtändigenbeſund über 
die Verſügbarkeit der für das neue Unternehmen nöthigen Waſſerkraft 
und über die Zuläſſigkeit der etwa mit demſelben verbundenen Stauung 
im Sinne des § 79 bedingt, alſo nicht dem freien Ermeſſen der 
Behörden anheimgegeben ſein. Die Einwendung der Incompetenz des 
Verwaltungsgerichtshofes nach $ 3 lit. e des Geſetzes vom 22. Octo— 
der 1875 findet daher gegebenen Falles nicht ſtatt und war ſonach in 
die Sache ſelbſt einzugehen. 

Der Anſtand, welcher in der angefochtenen Miniſterialentſcheidung 
gegen das Dr. Kl.'ſche Schleppradunternehmen erhoben wird, beſteht 
darin, daß der verfügbare Gefällsüberſchuß für ein Triebwerk nicht 
wohl geeignet, daher das angeſprochene, rüdfichtlich des Zweckes nicht 
genau präciſirte Waſſerbenützungsrecht nutzlos ſei, woraus die Conſe⸗ 
quenz gezogen wurde, daß dies Unternehmen, um nicht ſpäteren nütz⸗ 
licheren Projecten vorzugreiſen, nicht zu bewilligen ſei. Dieſer Anſtand 
gehört in die Kategorie jener Bedenken, bezüglich welcher der $ 80 
des oberöſterreichiſchen Waſſergeſetzes vom 28. Auguſt 1870, L. G. 
Bl. Nr. 32, eine Anordnung trifft. Dieſer zufolge berechtigen ſolcherlei 
Bedenken die Behörde nicht zur ſofortigen Abweiſung des Geſuches, 
ſondern ſie ſind dem Unternehmer zu ſeiner Erklärung mitzutheilen und 
zwar vor Einleitung des Aufgebots⸗ oder abgekürzten Verfahrens und 
vor der commiſſionellen Verhandlung, alſo jedenfalls nicht erſt mit der 
Entſcheidung, und es iſt, wenn der Unternehmer trotzdem bei ſeinem 
Plane verharrt, das ordentliche Verfahren einzuleiten. Dieſer Vorgang 
iſt aber vorliegenden Falls nicht eingehalten worden. Im Protokolle 
vom 18. März 1876, welches anläßlich des in Rede ſtehenden, ſowie 
auch anderer auf dasſelbe Gewäſſer bezüglicher Geſuche aufgenommen 
wurde, findet ſich nach erfolgter Abgabe der Parteienäußerungen die 
Bemerkung des Commiſfionsleiters: „Inſoferne dieſe Aeußerungen zum 
Behufe der Entſcheidung über die vorliegenden Eingaben einer techni⸗ 
ſchen Begutachtung bedürfen, werden ſie derſelben nachträglich unter⸗ 
zogen und dieſes eventuelle techniſche Gutachten den Betheiligten zur 
Einſicht und allfälligen Gegenäußerung gegeben werden.“ Es iſt jedoch 
aus den Acten nicht zu erſehen, daß diesfalls irgend welche Mitthei⸗ 
lung an Dr. Kl. erfolgt wäre, ſondern es iſt demſelben ſoſort das 
projectirte Unternehmen von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft bewilligt 
worden. Erſt im Recurswege haben die Statthalterei und das Mini⸗ 
ſterium, wie aus der Statthalterei⸗Entſcheidung, den Adminiſtrativacten 
und der Miniſterialgegenſchrift erhellt, auf neuer im internen Wege 
beſchaffter Grundlage, nämlich auf der Bafis der techniſchen Be⸗ 
funde des Statthalterei⸗Bau⸗ und des Straßen⸗ und Waſſerbaudeparte⸗ 
ments im Miniſterium des Innern das Unternehmen im Entſcheidungs⸗ 
wege unterſagt. Während das Statthalterei⸗Baudepartement, das im 
Widerſpruche mit der Miniſterialentfcheidung annimmt, der Kleinmünchner 
Bach ſei kein öffentliches Gewäſſer und es werde durch das Schlepp⸗ 
rad der bisherige ruhige Beſitzſtand empfindlich geſtört, 
einen nachtheiligen Einfluß des Rades auf die Bachverhältniſſe in Aus⸗ 
ſicht ſtellt, geſteht das Miniſterial⸗Baudepartement auf Grund eines neu 
beigebrachten Beleges zu, daß das Rad gegenwärtig für die übrigen 
Bachintereſſenten von keinem unmittelbaren Nachtheil wäre. Das 
Statthalterei⸗ Baudepartement ermittelt auf Grund detaillirter und ein⸗ 
gehender Berechnungen als Bewegungsmoment des Rades: Pferdekräfte 
und nach Abzug der Reibungswiderſtände einen Nutzeffect von höchſtens 
0:5 Pferdekraft. Das Gutachten des Miniſterial⸗Baudepartements vom 
28. November 1877, Z. 13.340, das der Miniſterialentſcheidung zu 
Grunde gelegt wurde, enthält keine ziffermäßige Berechnung, ſondern 
ſagt nur, daß mit dem Rade ein nennenswerther Effect nicht zu erzie⸗ 
len ſei, daß der verfügbare Gefällsüberſchuß nicht bedeutend und zur 
Anlage eines neuen Stauwerkes, wofür Dr. Kl. ſchon früher 
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ein Project vorgelegt habe — alſo nicht für das gegenwärtige Uuter⸗ 
nehmen — nicht wohl geeignet ſei. Dieſe Befunde, reſpective die 
aus ſelben ſich herausſtellenden Bedenken, ob der angeſtrebte Zweck über⸗ 
haupt, oder doch auf die angegebene Weiſe erreicht werden könne, ſind 
Zeuge der Acten, dem Unternehmer zu ſeiner Erklärung vor der ab⸗ 
weislichen Entſcheidung nicht mitgetheilt worden. Es iſt ihm daher die 
Gelegenheit nicht geboten worden, die genauere Präciſirung des Zweckes, 
welche die Miniſterial⸗Entſcheidung vermißt, an die Hand zu geben und die 
techniſchen Befunde hinſichtlich der Richtigkeit ihrer Angaben und Berech⸗ 
nungen und der aus letzteren abgeleiteten Schlüſſe und Bedenken unter 
ſachverſtändigem Beirathe zu prüfen und entweder beim Richtigkeits⸗ 
befunde derſelben von ſeinem Unternehmen abzuſtehen, oder im gegen⸗ 
theiligen Falle ſeine Einwendungen zu erheben, eventuell auf Gefahr 
des ihm nach § 98 W. G. erwachſenden Schadens eine neue com⸗ 
miſſionelle Verhandlung zur eingehenden Erörterung der ſtreitigen Punkte 
zu veranlaſſen. 

Da ſonach eine weſentliche Form des Adminiſtrativverfahrens 
außer Acht gelaſſen wurde, mußte die Entſcheidung nach $ 6 des Ge⸗ 
ſetzes vom 22. October 1875 aufgehoben und die Sache zur Behe⸗ 
bung der Mängel und zur neuerlichen Entſcheidung an das k. k. Acker⸗ 
bauminiſterium zurückgeleitet werden. E— e. 


Zur Ausweiſung aus der Gemeinde. (Art. III des Geſetzes vom 
5. März 1862, R. G. B. Nr. 18.) 

Im Mai 1877 wurde N. N. vom Stadtrathe M. ausgewieſen, 
weil er Luſtdirnen Unterſtand gab und dadurch öffentliches Aergerniß 
erregte. Während der anhängigen Recursverhandlung wurde N. vom 
Bezirksgerichte M. im Juli 1877 wegen Kuppelei nach den 88 512 
und 513 St. G. zu einmonatlichem Arreſte verurtheilt. Nach aus⸗ 
geſtandener Strafe wurde er vom Stadtrathe mit Erkenntniß vom 
1. Jänner 1878 in ſeine Heimat abgeſchoben, kehrte jedoch bald mit 
einem neuen Heimatſcheine nach M. zurück und beherbergte in einem 
von ihm gemietheten Hauſe neuerlich öffentliche Dirnen, wodurch 
öffentliches Aergerniß entſtand 

Der Stadtrath hat nun am 20. April 1878 den N. wegen 
Beſtimmungsloſigkeit, Mangel eines erlaubten Erwerbes und öffentlichen 
Aergerniſſes in Gemäßheit des Geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. 
Nr. 88, § 1 lit. b mit bindender Marſch route in ſeine Heimat gewieſen 
und aus Polizeirückſichten gegen denſelben das Verbot der Rückkehr 
nach M. auf Grund des § 2 des obigen Geſetzes und des § 17 des 
Gemeindeſtatutes fur M. vom 23. December 1871, L. G. und 
V. Bl. für Steiermark, Z. 2 ex 1878 ausgeſprochen. 

Die ſteiermärkiſche Statthalterei hat im Recurswege unterm 
9. Mai 1878, 3. 6530, das Erkenntniß des Stadtrathes auf Aus⸗ 
weiſung aus dem Stadtgebiete lediglich auf Grund des § 17 des 
Gemeindeſtatutes beſtätigt, nachdem N. mit Rückſicht auf ſeine gericht⸗ 
liche Abſtrafung, ſo wie auf den Umſtand, daß er notoriſch Luſtdirnen 
Unterſtand gibt und dadurch das öffentliche Aergerniß erregt, nicht als 
unbeſcholten angeſehen werden kann, ſomit die Verweigerung des ferneren 
Aufenthaltes in M. geſetzlich gerechtfertigt erſcheint. 

Anläßlich des Recurſes des N. gegen dieſe Entſcheidung fand 
das Miniſterium des Innern unterm 4. September 1878, Z. 11.180, 
Nachſtehendes zu bemerken: 

„Inſoweit der Stadtrath auf Grund des Geſetzes vom 27. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 88 entſchieden hat, war die Statthalterei zur 
Aufhebung dieſes Theiles des Erkenntniſſes berechtigt, weil ſie über 
Beſchwerden in ſolchen Fällen auf Grund des § 7 des bezogenen Ge⸗ 
ſetzes zu entſcheiden berufen, und die Anwendung dieſes Geſetzes im 
vorliegenden Falle nicht begründet iſt. Die Statthalterei war aber 
zur Entſcheidung über die Beſchwerde gegen das Erkenntniß des Stadt⸗ 
rathes auf Grund des § 17 G. St. nicht competent, weil der Recurs 
gegen das ſtadträthliche Erkenntniß in dieſer Beziehung nach 8 44 
G. St. *) an den Gemeinderath geht, und bevor eine comptente Ent⸗ 
ſcheidung des Gemeinderathes vorliegt, der Inſtanzenzug im autonomen 


*) Entſpricht dem Art. III des Geſetzes vom 5. März 1862. 

0 8 44 lautet: Der Gemeinderath hat über alle an ihn gelangenden 
Beſchwerden gegen Verfügungen des Stadtrathes in Angelegenheiten des ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſes zu entſcheiden, wogegen keine Berufung zuläſſig iſt, 
ausgenommen, wenn durch beſondere Geſetze ein weiterer Beſchwerdezug aus⸗ 
drücklich vorbehalten wird. 


Wege nicht erſchöpft ift. Gegen den Beſchluß des Gemeinderathes iſt 
der Beſchwerdeweg an die Statthalterei nach $ 17 des Statutes zu⸗ 
läſſig. Es wird daher die obige Entſcheidung der Statthalterei, inſoferne 
ſie die Beſtätigung des Stadtratherkenntniſſes auf Grund des § 17 
des Gemeinde⸗Statutes für M. ausſpricht, behoben, und iſt der Recurs 
des N. N. dem Gemeinderathe von M. zur inſtanzmäßigen Amts— 
handlung zuzuſtellen.“ 

Anmerkung des Einſenders: 

Aus Anlaß ähnlicher Fälle entſchied das Miniſterium unterm 
28. Jänner 1869, 8. 1082 (Zeitſchrift für Verwaltung, J. 1869, 
Seite 59), daß die Ausweifung eines Auswärtigen aus der Gemeinde 
nicht nothwendig einen Beſchluß des Gemeinde-Ausſchuſſes in Anſpruch 
nehme, es müſſe vielmehr der Gemeindevorſteher hierzu befugt erachtet 
werden und ferner unterm 18. October 1870, Z. 12954 (J. 1870, 
S. 171, Zeitſchr. f. Verw.), daß gegen ein vom Gemeindevorſteher geſchöpf⸗ 
tes Ausweiſungserkenntniß die Berufung an den Gemeindeausſchuß und 
weiters an die Bezirkshauptmannſchaſt zu richten ſei. 

Wäre dieſe Amtshandlung der Gemeinde ein Ausfluß des ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſes, ſo müßte das Geſetz die weitere Berufung 
an den Landesausſchuß offen laſſen; die einzelnen Gemeindegeſetze 
beſtimmen jedoch, daß ſich ein Auswärtiger um Abhilfe gegen eine 
derlei Verſügung der Gemeinde an die politiſche Bezirksbehörde, reſp. 
die Landesſtelle wenden könne; wir theilen eben vollkommen die in 
der Zeitſchrift für Verwaltung vom J. 1874, S. 169 vertretene An⸗ 
ſchauung, daß die Ausweiſungsbefugniß dem übertragenen Wirkungskreiſe 
angehöre und eine ſtaatliche Function der Gemeinde ſei, daher im 
obigen Falle die Berufung gegen das Erkenntniß des Stadtrathes 
unmittelbar an die Statthalterei offen ſtehen müſſe. F. K. 


Geſetze und Berordnungen. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 1828. 
Nr. 22. Ausgeg. am 23. Februar. 
Conceſſion zum Baue und Betriebe einer neuen Geleiſeanlage von der 
k. k. priv. Auſſig⸗Teplitzer Bahn zu der chemiſchen Fabrik des öſterr. Vereines 
für chemiſche Metallproducte in Auſſig. Erlaß des H.⸗M. vom 4. Jänner 1878, 
3. 38021 ex 1877. 
Nr. 23. Ausgeg. am 26. Februar. 


Techniſche Beſtimmungen für den eventuellen Bau und die Ausrüſtung 
der projectirten normalſpurigen Localbahn von Wien nach Aſpang. (Protokoll.) 


Nr. 24. Ausgeg. am 28. Februar. 
Abdruck von Nr. 13 R. G. Bl. 


Nr. 25. Ausgeg. am 2. März. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 18. Februar 1878, Z. 147, an 
die Verwaltungen ſämmtlicher im Betriebe ſtehenden Bahnen, betreffend die 
Bemeſſung des Lagerzinſes und der lagerzinsfreien Zeit für in Bahnmagazine 
eingelagerte Zollgülter. 

Nr. 26. Ausgeg. am 5. März. 


Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 11. Februar 1878, 3. 3630, an 
den Verwaltungsrath der k. k. priv. Eifenbahn Pilſen⸗Prieſen (Komotau), betref⸗ 
fend die Abänderung einiger conceſſionsmäßiger Tarifbeſtimmungen der genannten 
Bahn. 

Nr. 27, 28, 29. Ausgeg. am 7., 9., 12. März. 


Nr. 30. Ausgeg. am 14. März. 


Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Locomotiv⸗ 
Eiſenbahn mit Zahnradbetrieb von der Station Kloſtergrab der Prag⸗Duxer 
Eiſenbahn bis an die Reichsgrenze bei Mulde. Erlaß des H.⸗M vom 5. März 
1878, Z. 38599. 


Aenderung der Statuten der k. k. Graz⸗Köflacher Eiſenbahn⸗ und Berg⸗ 
bau⸗Geſellſchaft. Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 2. Februar 1878, 
8. 1412. (H.⸗M. Z. 3772 ex 1878.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Nr. 31. Ausgeg. am 16. März. 


Nr. 32. Ausgeg. am 19. März. 

Bewilligung zum Baue einer Schleppbahn. von der Station Pola der k. k. 
Iſtrianer Staatsbahn zum k. und k. Sce⸗Arſenale dafelbſt. Erlaß des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 21. Jänner 1878, Z. 31817 ex 1877. 

Nr. 33. Ausgeg. am 21. März. 

Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 13. März 
1878, 3. 2017/ö III, an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahn⸗Verwaltungen, betreffend 
die Vorlage von Quartals⸗Ausweiſen über eröffnete Stationen und Halteſtellen. 


Nr. 34. Ausgeg. am 23. März. 


Nr. 35. Ausgeg. am 28. März. 
Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station 
Königgrätz der ſüdnorddeutſchen Verbindungsbahn zur gräfl. Harrach'ſchen Zucker⸗ 
fabrik. Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 15. März 1878, 3. 39343 
de 1877. 

Nr. 36. Ausgeg. am 30. März. 
Techniſche Beſtimmungen für den eventuellen Bau und die Ausrüſtung 
der projectirten normalfpurigen Localbahn von Wien nach Aſpang. (Correctur 
zu Nr. 23.) 

Nachtrag zu Nr. 1. 

Abdruck von Nr. 111 und 112 R. G. Bl. ex 1877. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 


Nr. 1. Ausgeg. am 8. Februar. 
Circular⸗Verordnung vom 31. Jänner 1878, Nr. 1310/18 III. Vorgang 
bei Ernennung von Gendarmerie⸗Perſonen auf Civil⸗Staats⸗Dienſtpoſten, behufs 
der entſprechenden Anweiſung der Eivilbezüge und Einſtellung der Gendarmerie⸗ 
Gebühren. 


1878. 


Nr. 2. Ausgeg. am 21. Februar. 
Circular⸗Verordnung vom 17. Februar 1878, Praes. Nr. 243. Beſtim⸗ 


mungen über die Verfaſſung und Begutachtung der Qualificationsliſten bei der 
k. k. Gendarmerie. 


Nr. 3. Ausgeg. am 17. März. 
Circular⸗Verordnung vom 9. März 1878, Nr. 3116/689 III. Anwendung der 
neuen Militär⸗Marſchroutenkarte bei der k. k. Gendarmerie. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Ampezzo Heinrich 
Gennari anläßlich deſfen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Dr. Ferdinand v. Gilm von dem Poſten des 
Landeshauptmann⸗Stellvertreters in Vorarlberg enthoben. 


Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts⸗Controlor im Ruheſtande 
Joſef Nitſche den Titel und Charakter eines Telegraphen⸗Oberamts⸗Controlors 
verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem penſionirten Rechnungsrevidenten des Finanz⸗ 
miniſteriums Karl Zeyner den Titel eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 


Der Handelsminiſter hat den Aichinſpector Wilhelm Rottleuthner von 
Czernowitz nach Junsbruck überſetzt und die Leitung des Inſpectorates des zehnten 
Aichaufſichts⸗Bezirkes (Bukowina) dem Aichinſpector für Mähren und Schleſien 
Karl Brand übertragen. 


Erledigungen. 


Polizeiärztliche Functionärsſtelle bei dem k. k. Bezirks⸗Polizeicommiſſariate 
Sechshaus gegen Jahresremuneration, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 273.) 

Officialsſtelle eventuell Aſſiſtentenſtelle bei den Wiener Verzehrungsſteuer⸗ 
Linienämtern mit der zehnten oder eilften Rangsclafſe, bis Ende December. 
(Amtsbl. Nr. 276.) 1 

Primararztensſtelle an der oberöſterreichiſchen Landes⸗Irrenanſtalt zu 
Niedernhart bei Linz mit der ſiebenten Rangsclaſſe und Naturalquartier, bis 
16. December. (Amtsblatt Nr. 277.) 

Rechnungsprakticantenſtelle mit 300 fl. Adjutum im Coneretafftatus der 
Rechnungsbeamten der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Salzburg, bis Ende 
December. (Amtsbl. Nr. 277.) 

Aſſiſtentenſtelle bei der Tabakverſchleiß⸗Niederlage in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis 28. December. (Amtsbl Nr. 278.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


